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2. Die Akten seien zur weiteren Berichterstattung dem politischen Departement 
zu übermachen.»

Diese Angelegenheit wurde dem politischen Departement mit Bezug auf beide 
Anträge zum Mitbericht überwiesen.

Das politische Departement hegte die Besorgnis, es könnte ein Schreiben in dem 
Wortlaute, wie ihn das Eisenbahn-Departement vorschlug, als einzige Antwort auf 
die zahlreichen Schritte des Herrn Lardy und seine Interesse bietenden Mitteilungen, 
von diesem Minister als ein Tadel oder selbst als eine Missbilligung seines Verhaltens 
in dieser Angelegenheit angesehen werden.

Es schien dem politischen Departement, die an und für sich übrigens ganz richtige 
Bemerkung des Eisenbahndepartements sollte in schonender Weise eingekleidet 
werden.

Es lag dem Departement besonders daran, von Herrn Lardy mündlich zu verneh­
men, welche Auskunft er über die Unterredung vom 6. Mai zu erteilen im Falle sei. 
Diese mündlichen Auseinandersezungen sind sodann dem Vorsteher des Departe­
ments gegeben worden. Herr Lardy bemerkte, er habe sich nicht getraut, die Behaup­
tungen des Herrn Cérésole zu dementiren, den er in allem auf den Gotthard Bezügli­
chen für genauer unterrichtet hielt, als sich selbst; er erklärte sich aber bereit, den Irr­
tum zu berichtigen, sobald sich hiefür ein günstiger Anlass böte.

Diess sei jedoch bisher nicht der Fall gewesen. Es dürfte daher dieser Anlass durch 
den Auftrag an Herrn Lardy herbeigeführt werden, der französischen Regierung die 
hierseitige Mitteilung vom 20. April in Erinnerung zu bringen. An jenem Tage habe 
Herr Lardy die neuen Simplonpläne und Voranschläge dem Herrn Ferry zugestellt 
und der franz. Regierung zur Prüfung empfohlen. Der Augenblik sei nun gekommen, 
wo der Bundesrat derselben die Mitteilung in Erinnerung rufen und an sie eine 
Anfrage über das Ergebnis der betreffenden Prüfung richten könne.

Das politische Departement beantragt daher, an den Minister in Paris eine ent­
sprechende Zuschrift zu richten und legt den Entwurf zu einer solchen vor.

Die Vorlage erhält die Genehmigung des Bundesrates.
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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 15. Januar 1884

246. Internationale Konvention zum Schuze 
des gewerbl. Eigentums

Handels- und Landwirtschaftsdepartement. Antrag vom 15. Januar 1884

Die eidgen. Räte haben unterm 21. vor. Mts. die internationale Konvention zum  
Schuze des gewerbl. Eigentums1, welche am 20. März zwischen der Schweiz, Belgien, 
Brasilien, Frankreich, Guatemala, Italien, den Niederlanden, Portugal, Salvador,

1. AS 1883 -1884 , 7, S .5 1 7 -5 3 2 .

dodis.ch/42237dodis.ch/42237

http://dodis.ch/42237
http://db.dodis.ch
http://dodis.ch/42237


552 1. MÄRZ 1884

Serbien und Spanien unter Ratifikationsvorbehalt abgeschlossen worden ist, geneh­
migt (zu vergl. Prot, vom 30. Oktober vor. Js.2), immerhin mit dem ausdrüklichen 
Vorbehalt, dass durch den Beitritt der Schweiz zur Konvention, speziell zu den 
Art. 11 und 12 derselben, den verfassungsmässigen Kompetenzen des Bundes kei­
nerlei Eintrag geschehen soll, wie diess bereits an den Konferenzen von 1880 und 
1883 durch die schweizerischen Repräsentanten erklärt worden ist. Der Bundesrat 
ist beauftragt, diesen Vorbehalt anlässlich des Austausches der Ratifikationen aus- 
drüklich zu erneuern.

Nach Antrag des Handels- und Landwirtschaftsdepartement wird
beschlossen:
1. Es sei die schweizerische Gesantschaft in Paris zu beauftragen, der französi­

schen Regierung von der erfolgten Ratifikation Mitteilung zu machen, und ihr in 
Erinnerung zu bringen, dass, gemäss den von den schweizer. Bevollmächtigten im 
Verlaufe der Konferenzen von 1880 und 1883 abgegebenen und in den gedrukten 
Sizungsprotokollen3 enthaltenen Erklärungen, die Schweiz. Eidgenossenschaft nur 
dann in der Lage sein werde, auf ihrem Gebiete die Erfindungen, Modelle und 
gewerblichen Zeichnungen zu schüzen, wenn sie selbst eine sachbezügliche Gesezge- 
bung besizen werde.4

2. Auftrag an die Bundeskanzlei, das herwärtige Vertragsexemplar für den Aus­
tausch der Ratifikationen auszufertigen und es unmittelbar der Gesantschaft zuzu­
senden.

3. Niederlegung des herwärtigen Originals im Archiv.

2. E 1004 1/135 , Nr. 5294. Vgl. auc/zc/ieBotschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung 
betreffend die Konvention zum Schutze des gewerblichen Eigentums vom 30 .10 .1883  (BB1 
1883, 4, S. 3 3 3 -3 5 5 ).
3. E 22/2415 und 2416.
4. Die Mitteilung an die Signatarstaaten des Vertrages von 1883, dass die gesetzlichen Voraus­
setzungen zur Handhabung des Vertrages nun bestünden, erfolgte am 7. 5.1889. Vgl. das BR- 
Prot. vom 7. 5 .1889 (E 1004 1 /157, Nr. 1886).

E 2300 Rom 2

Der schweizerische Gesandte in Rom, S. Bavier, 
an den Bundespräsidenten und Vorsteher des Politischen Departements,

E. Welti

B Confidentiel Rom. l.M ärz 1884

Da es beinahe unmöglich ist dermalen, während der Kammer-Verhandlungen & 
bei der Geschäftsüberhäufung der Minister, eine längere, offizielle Audienz bei den­
selben zu erhalten & da der Ministerpräsident, Herr Depretis, leider seit längerer 
Zeit, wegen Krankheit, das Bett hütet, begab ich mich gestern Abend 10° zu Herrn 
Mancini in seine Privatwohnung, woselbst ich mit ihm eine sehr einlässliche Discus­
sion gepflogen habe.

Ich will nicht säumen Ihnen über den Inhalt derselben Bericht zu erstatten.
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